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Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 25/II 
„Werksbrücke Biebighäuser - Borsigstraße“ 

in Leverkusen-Quettingen 
 

Stellungnahmen 
im Rahmen der  

frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB  
und der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

sowie  
der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
nach § 4 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

und 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 

 
 
 
 
Behörde 1: Deutsche Telekom Technik GmbH vom 20.07.2013 und vom 

09.01.2014 
 
 
Nachfolgende Stellungnahmen der Behörden werden zur Kenntnis gegeben: 
 
 
Behörde 2: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR vom 22.07.2013 
Behörde 3: Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 

vom 08.01.2014 
Behörde 4:  Energieversorgung Leverkusen GmbH vom 16.01.2014 
Behörde 5:  Geologischer Dienst NRW vom 24.01.2014 
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Behörde 1:  Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 

09.01.2014 und 20.07.2013 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bitte, eine Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen, dass in allen Stra-
ßen und Gehwegen geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in 
einer Breite von 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Tele-
kom vorzusehen sind, kann nicht nachgekommen werden.  
 
Für Versorgungsträger besteht innerhalb von Straßen und Gehwegen ein generelles 
Zugangsrecht (TKG-Gesetz). Die Festlegung von Korridoren und Leitungstrassen 
stellt eine Maßnahme der Straßenausbauplanung dar und wäre nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens. Zusätzliche Hinweise zur Festsetzung von Leitungstras-
sen im öffentlichen Straßenraum sind im Bebauungsplan daher nicht zwingend erfor-
derlich. 
 
Durch den Bebauungsplan wird Planungsrecht zur Überbauung der öffentlichen 
Straße durch eine Werksbrücke geschaffen. In den öffentlichen Straßenraum selbst 
wird nicht eingegriffen. 
 
Eine entsprechende Festsetzung gibt es übrigens auch im bestehenden Bebauungs-
plan Nr. 137/II nicht. Eine Festsetzung lediglich für den Geltungsbereich des hier ge-
planten vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erscheint zudem nicht zielführend, 
da die Festsetzung dann nur für einen Bruchteil des Straßenraumes gelten würde. 
 
Baumpflanzungen sind im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes V25/II im öffentlichen Straßenraum nicht geplant. 
 
Erschließungsmaßnahmen sind im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes ebenfalls nicht geplant.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Leitungstrassen einschließlich ihrer Schutz-
streifen im öffentlichen Straßenraum liegen und damit durch die Umsetzung des Vor-
habens nicht berührt werden. Die Brückenköpfe werden auf privaten Grundstücksflä-
chen errichtet, die sich im Eigentum des Vorhabenträgers befinden. Dennoch wird 
dem Vorhabenträger empfohlen, im Zuge der Umsetzung der Planung die Telekom 
zu beteiligen und, falls diese eine Lage der Leitungstrassen innerhalb der privaten 
Flächen nicht ausschließen kann, Suchschachtungen durchzuführen. Ein entspre-
chender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Das Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH wird an den Fachbereich 66 
(Tiefbau) sowie an die TBL (Technische Betriebe Leverkusen) übermittelt. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Behörde 2: Stellungnahme der Technischen Betriebe der Stadt Leverkusen 
AöR vom 22.07.2013 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Kanal einschließlich Schutzfläche liegt außerhalb des Geltungsbereiches, so 
dass eine nachrichtliche Aufnahme in den Bebauungsplan nicht möglich ist.  
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 3: Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbesei-
tigungsdienst, vom 08.01.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Sondierung des Blindgängerverdachtspunktes vor Bauausführung wird durch 
den Grundstückseigentümer veranlasst.  
 
Die übrigen Hinweise aus der Stellungnahme vom 23.04.2009 werden zur Kenntnis 
genommen und beachtet. In den Bebauungsplan wurde folgender Hinweis aufge-
nommen: 
 
„Das Plangebiet liegt in einem Bombenabwurfgebiet. Südwestlich außerhalb des 
Plangebietes befindet sich nach den Unterlagen des Kampfmittelbeseitigungsdiens-
tes ein Blindgängerverdachtspunkt. Zusätzlich liegen Hinweise auf eine Existenz von 
Kampfmitteln innerhalb des Plangebietes vor. Eine geophysikalische Untersuchung 
der Fläche wird daher empfohlen. Zur genauen Festlegung der weiteren Vorgehens-
weise wird um Terminabsprache mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst gebeten. 
Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Die 
weitere Vorgehensweise ist dem entsprechenden Merkblatt des KBD zu entnehmen.“ 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 4: Stellungnahme des Geologischen Dienstes NRW vom 24.01.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Obwohl das Plangebiet nicht in einer erdbebengefährdeten Zone liegt, wird dennoch 
eine Berechnung der Brückenstatik nach Erdbebenzone I empfohlen. Ein entspre-
chender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 5: Stellungnahme der Energieversorgung Leverkusen vom 16.01.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Überprüfung der Lage der genannten Gasversorgungsleitung, Wasserversor-
gungsleitung und Wasseranschlussleitung ergab keine Kollision mit dem Vorhaben. 
Die geplante Werksbrücke überbaut die vorhandene Straße in einer Höhe von 
4,75m, so dass die Durchfahrt von Lkw sowie die Wartung der Leitungen weiterhin 
möglich sind. Die Brückenköpfe liegen auf privatem Baugrundstück und halten mit 
ihren Fundamenten den geforderten Mindestabstand von 1 m zu den Leitungstras-
sen ein. Durch einen telefonischen Austausch mit dem Leitungsträger konnte dar-
über hinaus einvernehmlich festgehalten werden, dass sich der in der Stellungnahme 
verwendete Begriff der Überbauung auf die Brückenfundamente und nicht auf ein 
Brückenbauwerk als solches bezieht. 
 
Die uneingeschränkte Zugängigkeit der Anlagen, insb. der Kabelschächte, ist auch 
während der Bauzeit gewährleistet. Die übrigen Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und beachtet. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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